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meinsam von drei Bundesministerien vorgelegt9 und war 
he!ig umstritten.10 Anlass des Gesetzentwurfs war der 
sog. Gammel"eischskandal, der nur ö#entlich bekannt 
wurde, weil ein Mitarbeiter des betro#enen Unterneh-

9 Gemeinsamer Entwurf von BMAS, BMELV und BMJ, Ausschuss-
Drs. 16(10)849. 
10 Vgl. insbesondere das Protokoll der ö#entlichen Anhörung vom 
04.06.2008, Protokoll Nr. 16/81; sowie ferner BRAK-Stellungnahme 
Nr. 20/2008, abru$ar unter www.brak.de (30.09.2011); Oliver Fröhlich/
!omas Schelp, Die geplante Neufassung des § 612a BGB, ArbRB 2009, 

mens sich an die Behörden gewandt hatte. Missstände in 
der Altenp"ege sind ein %ema, das noch weitaus größe-
re gesellscha!liche Bedeutung hat – nun könnte es zum 
Auslöser einer gesetzlichen Neude&nition der Loyalitäts-
p"ichten von Arbeitnehmer/innen werden. 

S. 48–51; Anneli Neumann, Whistleblowing und die Frage nach dem 
rechtspolitischen Erfordernis einer gesetzlichen Schutzregelung, 2010; 
Stefan Sasse, Hilfspolizist Arbeitnehmer – oder sinnvolle Neurege-
lung?, NZA 2008, S. 990–993.

Ulrike Lembke*

Maßnahmen zur Griechenland-Hilfe und zum Euro-
Rettungsschirm verfassungsgemäß
Art. 38 I GG Zur möglichen Verletzung des Demokratieprinzips durch umfangreiche finanzielle Verpflichtungen 
der Bundesrepublik Deutschland in einem supranationalen Kontext. 

Durch die Verabschiedung des Währungsunion-Fi-
nanzstabilitätsgesetzes und des Euro-Stabilisierungs-
mechanismus-Gesetzes hat der Deutsche Bundestag 
weder sein Budgetrecht noch die Haushaltsautono-
mie zukün!iger Bundestage in verfassungsrechtlich 
unzulässiger Weise beeinträchtigt, so dass Art. 38 I 
GG nicht verletzt ist. 

BVerfG, Urteil vom 07.09.2010 – 2 BvR 987/10, 2 BvR 
1485/10 und 2 BvR 1099/10, NJW 2011, 2946–2953 

Die Entscheidung 

Diese Entscheidung war mit einiger Spannung erwar-
tet worden: Das BVerfG hatte über drei Verfassungs-
beschwerden zu be&nden, die sich gegen umfangreiche 
Finanzentscheidungen im Zusammenhang mit der Grie-
chenland-Hilfe und dem sog. Euro-Rettungsschirm1 
richteten. Die Beschwerdeführer befürchteten insbeson-
dere, die gesetzliche Ermächtigung des Bundes&nanzmi-
nisteriums zur Übernahme von Gewährleistungen für 
Kredite an Griechenland bis zu einer Höhe von 22,4 Mrd. 
Euro sowie zur Absicherung von Krediten im Rahmen 
des sog. Euro-Rettungsschirms bis zu einer Höhe von 
147,6 Mrd. Euro greife ungerechtfertigt in ihr Wahlrecht 
ein, indem das Demokratieprinzip und die Haushalts-
autonomie des Bundestages verletzt würden. Angesichts 

 * Juniorprofessorin für Ö#entliches Recht und Legal Gender Studies  
an der Universität Hamburg.
1 Vgl. hierzu Daniel !ym, Euro-Rettungsschirm: zwischenstaatli-
che Rechtskonstruktion und verfassungsgerichtliche Kontrolle, Eu-
ZW 2011, S. 167–171. 

der im Raum stehenden Summen schien die Befürch-
tung einer massiven Einschränkung nationaler Hand-
lungsfähigkeit durch langfristige Mittelbindung auch 
nicht völlig aus der Lu! gegri#en. 

Obwohl die Beschwerdeführer noch weitere Rechtsver-
letzungen rügten, legte das BVerfG seiner Entscheidung 
nur Art. 38 I GG zugrunde. Das darin statuierte Wahl-
recht schützt davor, dass Kompetenzen des gegenwärti-
gen oder eines kün!igen Bundestages ausgehöhlt werden 
und damit die Verwirklichung des politischen Willens 
der Bürger/innen rechtlich oder praktisch unmöglich 
gemacht wird. Entscheidend für die Werterhaltung des 
Wahlaktes ist nicht zuletzt die Haushaltsautonomie des 
Bundestages.2 Entscheidungen über Einnahmen und 
Ausgaben der ö#entlichen Hand müssen als grundlegen-
der Teil der demokratischen Selbstgestaltungsfähigkeit 
in der Hand des Bundestages verbleiben. Dieser darf da-
her keine (völkervertragsrechtlichen) &nanzwirksamen 
Mechanismen begründen, die zu nicht überschaubaren 
haushaltsbedeutsamen Belastungen ohne erneute kon-
stitutive Zustimmung des Bundestages führen können – 
mit anderen Worten: jede &nanzielle Hilfsmaßnahme 
der Bundesrepublik, die einen größeren Umfang auf-
weist, muss vom Bundestag im Einzelnen bewilligt wer-
den. Auch die europäischen Verträge stünden einem sol-
chen Verständnis nationaler Haushaltsautonomie nicht 

2 Auf diesem Wege konnte das BVerfG auch die Beschwerdebefug-
nis der Beschwerdeführer bejahen; die dadurch erö#nete Möglichkeit 
der Überprüfung von europarechtlich bedeutsamen Kompetenzüber-
tragungen hat schon früher zu Kritik geführt, vgl. nur die Quellenan-
gaben in der Entscheidung des BVerfG selbst. 
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entgegen, sondern setzten dieses voraus, da andernfalls 
die Handlungen der EU-Organe in und für Deutschland 
nicht über die unentbehrliche demokratische Legitima-
tion verfügen würden. 

Unter Betonung einer gesetzgeberischen Einschätzungs-
prärogative hält das BVerfG das Währungsunion-Fi-
nanzstabilitätsgesetz und das Euro-Stabilisierungsme-
chanismus-Gesetz für mit dem Grundgesetz vereinbar. 
Gegen die Beurteilung des Gesetzgebers, dass die Ge-
währleistungsermächtigungen mit einem Gesamtvolu-
men von rund 170 Mrd. Euro für den Bundeshaushalt 
tragbar seien, sei nichts einzuwenden, weshalb die Haus-
haltsautonomie des Bundestages nicht aufgehoben sei. 
Auch seien die beiden Gesetze hinreichend inhaltlich 
bestimmt und die Bundesregierung habe einen hinrei-
chenden Ein"uss auf die konkrete Übernahme mögli-
cher Gewährleistungen. Einem nicht mehr steuerbaren 
Automatismus einer Ha!ungsgemeinscha! unterwerfe 
sich die Bundesrepublik schon deshalb nicht, weil das 
deutsche Zustimmungsgesetz zum Vertrag von Maas-
tricht in der Fassung des Vertrages von Lissabon eine 
solche Entwicklung ebenso wenig zulasse wie die gelten-
den Rechtsgrundlagen der Währungsunion. 

Eine methodische Frage 

Mit seinen äußerst knappen Ausführungen zur Sache 
und dem recht pauschalen Verweis auf die Einschät-
zungsprärogative des Gesetzgebers dür!e es dem BVerfG 
kaum gelungen sein, in der Ö#entlichkeit vorhandene 
Ängste bezüglich eines möglichen Ausverkaufs der Bun-
desrepublik zu beschwichtigen. Vielmehr scheint eine 
zentrale Funktion des Urteils zu sein, das BVerfG als 
Akteur in Fragen der europäischen Integration zu posi-
tionieren. Immerhin wurde im Machtkampf zwischen 
Bundesregierung und Bundestag das Parlament ein we-
nig gestärkt – kurz vor Urteilsverkündung hatten sich 
die Regierungsparteien bereits durch einen entsprechen-
den Kompromiss3 angenähert. Der Entscheidungsgehalt 
des Urteils ist nicht nur quantitativ gering (Sachverhalt, 
Beschwerdevortrag und Stellungnahmen nehmen brei-
ten Raum ein), sondern auch inhaltlich wenig erhellend 
und: die Entscheidung der Verfassungsmäßigkeit konnte 
nur mit fragwürdigen Mitteln erreicht werden. 

3 Vgl. dazu http://www.dradio.de/dlf/sendungen/themenderwoche/ 
1545746/ (15.09.2011). 

Wird § 1 IV des Euro-Stabilisierungsmechanismus-Ge-
setzes (ESMG) aufmerksam gelesen, stellt sich nämlich 
heraus, dass das geltende Recht mitnichten den geforder-
ten Ein"uss des Bundestages auf die konkreten Gewähr-
leistungsübernahmen sicherstellt. Vielmehr verp"ichtet 
§ 1 IV ESMG die Bundesregierung lediglich dazu, sich 
vor der Übernahme von Gewährleistungen um Einver-
nehmen mit dem Haushaltsausschuss des Bundestages 
zu bemühen. Diese Regelung legt das BVerfG nun dahin 
aus, dass die Bundesregierung verp"ichtet sei, die Zu-
stimmung des Haushaltsausschusses einzuholen. 

Bei dieser expliziten Umdeutung durch das BVerfG dürf-
te es sich um eine sog. verfassungskonforme Auslegung4 
handeln, auch wenn sie im Urteil nicht einmal als sol-
che benannt wird. Wie jede Auslegungsmethode ist auch 
die sog. verfassungskonforme Auslegung durch den 
Wortlaut begrenzt.5 § 1 IV ESMG sieht eine schwache 
Form der Mitbeteiligung vor, wo – von Verfassungs we-
gen – klare Entscheidungsbefugnisse gefordert sind. Das 
BVerfG hat selbst zutre#end festgestellt, dass hierdurch 
die parlamentarische Haushaltsautonomie in einer das 
Wahlrecht beeinträchtigenden Weise berührt wird. Also: 
§ 1 IV ESMG ist verfassungswidrig und hätte zumindest 
für unvereinbar mit dem Grundgesetz erklärt werden 
müssen. Stattdessen hat das BVerfG die fragliche Ge-
setzesnorm geändert – eine Kompetenz, die unter dem 
Grundgesetz in seiner derzeit geltenden Fassung nur dem 
Parlament zusteht.6 So gesehen, ist das hier besprochene 
Urteil doch sehr überraschend: Das BVerfG nimmt den 
Gesetzgeber in die P"icht, über 170 Mrd. Euro zu ent-
scheiden, möchte ihn aber nicht mit der Aufgabe behelli-
gen, Gesetzgebungsverfahren durchzuführen. 

4 Insgesamt kritisch hierzu Ulrike Lembke, Einheit aus Erkenntnis? 
Zur Unzulässigkeit der verfassungskonformen Auslegung als Methode 
der Normkompatibilisierung durch Interpretation, 2009. 
5 Vgl. nur BVerfG vom 26.04.1994, BVerfGE 90, 263 (275); BVerfG 
vom 14.05.1986, BVerfGE 72, 278 (295). Anders Uwe Seetzen, Bin-
dungswirkung und Grenzen der verfassungskonformen Gesetzesaus-
legung, NJW 1976, S. 1997 (1999 #.), wonach die Wortlautgrenze für 
das BVerfG nicht gilt. 
6 Die repressive Normenkontrolle kann zu Bestand oder Kassation 
des Gesetzes führen; nimmt das BVerfG dagegen Gesetzesänderun-
gen vor, verletzt es unter anderem das Demokratieprinzip und den Ge-
waltenteilungsgrundsatz. Vgl. zu dieser Problematik statt vieler Hans-
Joachim Koch/Helmut Rüßmann, Juristische Begründungslehre, 1982, 
S. 266 f.; Wolfgang Löwer, in: Isensee/Kirchhof (Hg.), HdbdStR, Bd. 3, 
3. Au". 2005, § 70, Rn. 126; Michael Sachs, in: ders. (Hg.), GG, 3. Au". 
2003, Einführung, Rn. 56. 


